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Wichtige neue Entscheidung 

 
Asylverfahrens- und Ausländerrecht: Zuständigkeiten bei Abschiebungsanordnung nach 
§ 34a Abs. 1 AsylVfG 
 
§ 34a Abs. 1 AsylVfG, § 60 Abs. 7 Satz 1, § 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG, § 51 Abs. 1 Nr. 1 
1. Alt. VwVfG, Art. 19 Abs. 4 GG 
 
Vorübergehende Aussetzung der Abschiebung durch Ausländerbehörde 
Einstweilige Anordnung 
Vorläufige Aussetzung der Vollziehung einer bestandskräftigen Abschiebungsanordnung 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
Nachträglich aufgetretenes Abschiebungsverbot 
Rechtsschutzbedürfnis 
Vorrangiger einstweiliger Rechtsschutz zur Sicherung eines Anspruchs auf Wieder-
aufgreifen des Verfahrens 
Effektiver einstweiliger Rechtsschutz 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 21.04.2015, Az. 10 CE 15.810  
und Az. 10 C 15.813 
 
 
 
Leitsätze: 

1. Will der Betroffene einer bereits bestandskräftig gewordenen Abschiebungsanordnung 

des Bundesamtes nach § 34a Abs. 1 AsylVfG eine nachträgliche Veränderung der 



Sachlage – hier ein krankheitsbedingtes Abschiebungsverbot bzw. einen Duldungs-

grund – geltend machen, muss er in unmittelbarer Anwendung des § 51 Abs. 1 Nr. 1 

1. Alt. VwVfG einen Antrag beim Bundesamt auf Wiederaufgreifen des Verfahrens stel-

len und im Hauptsacheverfahren gegebenenfalls im Wege der Verpflichtungsklage eine 

Sachentscheidung erzwingen. 

 

2. Der dem systematisch entsprechende Antrag im einstweiligen Rechtsschutz ist der ge-

gen die Bundesrepublik Deutschland als Rechtsträgerin des Bundesamtes gerichtete 

Antrag auf einstweilige Anordnung nach § 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO zur (vorläufigen) 

Sicherung des Anspruchs auf Wiederaufgreifen des Verfahrens. 

 

3. Die die Abschiebungsanordnung durchführende Ausländerbehörde hat dagegen grund-

sätzlich keine eigene Entscheidungskompetenz bezüglich der vorläufigen Aussetzung 

der Vollziehung wegen eines nachträglich geltend gemachten (zielstaatsbezogenen) 

Abschiebungsverbots oder Duldungsgrundes, solange die (bestandskräftige) Abschie-

bungsanordnung nicht aufgehoben ist (Weiterentwicklung der Rechtsprechung im Be-

schluss vom 12. März 2014 – 10 CE 14.427 – Rn. 4). 

 

4. Ein gleichwohl gegen den Rechtsträger der zuständigen Ausländerbehörde gerichteter 

Antrag nach § 123 Abs. 1 VwGO auf Verpflichtung zur vorläufigen Aussetzung der Voll-

ziehung der bestandskräftigen Abschiebungsanordnung ist daher regelmäßig unnötig 

und deshalb auch rechtsmissbräuchlich. 

 

Hinweise: 

1. Seit seinem – bereits als „Wichtige neue Entscheidung“ veröffentlichten – Beschluss 

vom 12.03.2014 (Az. 10 CE 14.427, juris) geht der Bayerische Verwaltungsgerichtshof 

(BayVGH) in „ständiger Rechtsprechung“ davon aus, dass bei der Anordnung der Ab-

schiebung nach § 34a Abs. 1 Satz 1 AsylVfG – anders als sonst im Asylverfahren – das 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge das Vorliegen nicht nur von zielstaatsbezoge-

nen Abschiebungshindernissen nach § 60 Abs. 2 bis 7 AufenthG, sondern auch von in-

landsbezogenen Abschiebungshindernissen nach § 60a Abs. 2 AufenthG umfassend zu 

prüfen hat, so dass Raum für eine eigene Entscheidungskompetenz der Ausländerbe-



hörde nicht bleibt. Dies gilt auch für nach Erlass der Abschiebungsanordnung auftreten-

de inlandsbezogene Abschiebungshindernisse (wie z.B. Reiseunfähigkeit im Krank-

heitsfall – vgl. Nr. 60a.2.1.2.1 AufenthG-VwV). Dementsprechend ist richtiger Antrags-

gegner bzw. Beklagter in derartigen Verwaltungsstreitverfahren die Bundesrepublik 

Deutschland als Rechtsträger des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge und nicht 

der jeweilige Rechtsträger der Ausländerbehörde. Inlands- oder zielstaatsbezogene Ab-

schiebungshindernisse sind im Rahmen des § 34a AsylVfG von betroffenen Ausländern 

nicht im Wege eines Antrags auf Erlass einer einstweiligen Anordnung nach § 123 

Abs. 1 VwGO (vgl. § 123 Abs. 5 VwGO), sondern gemäß § 34a Abs. 2 AsylVfG im We-

ge eines Verfahrens nach § 80 Abs. 5 VwGO gerichtlich geltend zu machen. Gegen ei-

ne ablehnende Entscheidung des Verwaltungsgerichts ist insoweit – in Abweichung zu 

§ 146 VwGO – nach § 80 AsylVfG keine Beschwerdemöglichkeit eröffnet. 

 

2. Im vorliegenden Beschluss vom 21.04.2015 (juris Rn. 5 f.) entwickelt der 10. Senat des 

BayVGH diese Rechtsprechung, die auch von anderen Obergerichten vertreten wird 

(siehe a.a.O., juris Rn. 4) und vom Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom 

17.09.2014 (Az. 2 BvR 732/14, juris Rn. 11) als „von Verfassungs wegen nicht zu bean-

standen“ erkannt wurde, – konsequent – weiter. 

 

a) Danach hat bei nachträglich (d.h. nach Erlass der Abschiebungsanordnung) auftre-

tenden Abschiebungshindernissen und Duldungsgründen gegebenenfalls das Bun-

desamt die Abschiebungsanordnung aufzuheben oder die Ausländerbehörde an-

zuweisen, von deren Vollziehung abzusehen. Ist die Abschiebungsanordnung be-

reits unanfechtbar und damit bestandskräftig geworden und will der Betroffene eine 

nachträgliche Veränderung der Sach- oder Rechtslage – etwa ein krankheitsbeding-

tes Abschiebungsverbot bzw. einen Duldungsgrund – geltend machen, muss er in 

unmittelbarer Anwendung des § 51 Abs. 1 Nr. 1 1. Alt. VwVfG einen Antrag beim 

Bundesamt auf Wiederaufgreifen des Verfahrens stellen und im Hauptsacheverfah-

ren gegebenenfalls im Wege der Verpflichtungsklage nach § 42 Abs. 1 2. Alt. 

VwGO eine Sachentscheidung erzwingen. Der dem systematisch entsprechende 

statthafte Antrag im einstweiligen Rechtsschutz ist dann der Antrag auf einstweili-

gen Anordnung nach § 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO zur Sicherung des geltend ge-



machten Anspruchs auf Wiederaufgreifen des Verfahrens, mit dem die vorläufige 

Verhinderung der angeordneten Abschiebung erreicht werden soll, indem der Bun-

desrepublik Deutschland als Rechtsträgerin des Bundesamtes aufgegeben wird, 

der für die Abschiebung zuständigen Ausländerbehörde mitzuteilen, dass vorläufig 

nicht aufgrund der früheren Mitteilung und der bestandkräftigen Abschiebungsan-

ordnung abgeschoben werden werden darf. 

 

b) Somit hat die Ausländerbehörde, die die Abschiebungsanordnung des Bundesam-

tes nach § 34a Abs. 1 AsylVfG durchführt, grundsätzlich keine eigene Entschei-

dungskompetenz bezüglich der vorläufigen Aussetzung der Vollziehung wegen ei-

nes nachträglich geltend gemachten (zielstaatsbezogenen) Abschiebungsverbots 

(z.B. nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG) oder Duldungsgrundes nach § 60a Abs. 2 

AufenthG, solange die (bestandskräftige) Abschiebungsanordnung nicht aufgeho-

ben ist. Lediglich in extrem zugespitzten Ausnahmefällen, in denen auf dem darge-

legten vorrangigen Rechtsschutzweg eine vorläufige Aussetzung der Abschiebuung 

für den Betroffenen nicht mehr erreichbar ist, etwa weil die begehrte Mitteilung an 

die Ausländerbehörde, dass vorläufig nicht aufgrund der früheren Mitteilung und der 

bestandskräftigen Abschiebungsanordnung abgeschoben werden darf, offensicht-

lich zu spät kommen würde, mag es aus Gründen der Effektivität des Rechtsschut-

zes (Art. 19 Abs. 4 GG) möglich sein, im Wege der einstweiligen Anordnung unmit-

telbar (auch) gegenüber der für den Vollzug der Abschiebungsanordnung zuständi-

gen Ausländerbehörde eine vorläufige Aussetzung der Abschiebung zu erstreiten.  

Im vorliegenden Fall verneinte der BayVGH aber eine derartige Ausnahmesituation 

und erachtete den gegen den Rechtsträger der Ausländerbehörde gerichteten 

Eilantrag (§ 123 Abs. 1 VwGO) für „letztlich unnötig und deshalb auch rechtsmiss-

bräuchlich“ (a.a.O., juris Rn. 3). 

 

 

Dr. Riedl 
Oberlandesanwalt 
 

  



10 CE 15.810 

10 C 15.813 

Au 6 E 15.379 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

**** ******** ******, 

*******. **, ***** ********, 

 - ************* - 

 

**************: 

************* ****** & *******, 

************ *, ***** ******, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

vertreten durch die Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Antragsgegner - 

 

wegen 

 

vorübergehender Aussetzung der Abschiebung (Duldung) 

(Antrag nach § 123 VwGO und Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe); 

hier: Beschwerde des Antragstellers  gegen den Beschluss des Bayerischen Verwal-

tungsgerichts Augsburg vom 25. März 2015, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 10. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Senftl, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Eich, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Martini 

 

ohne mündliche Verhandlung am 21. April 2015 

folgenden 

Beschluss: 



 

 I. Die Verfahren 10 CE 15.810 und 10 C 15.813 werden zur gemein-

samen Entscheidung verbunden. 

 

 II. Die Beschwerden werden zurückgewiesen. 

 

 III. Die Kosten der Beschwerdeverfahren trägt der Antragsteller. 

 

 IV. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren 10 CE 15.810 wird auf 

1.250,- Euro festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

Über die Streitsachen 10 CE 15.810 und 10 C 15.813 wird nach ihrer Verbindung 

gemäß § 93 Satz 1 VwGO gemeinsam entschieden. 

  

Die Beschwerden, mit denen der Antragsteller seine in erster Instanz erfolglosen An-

träge nach § 123 Abs. 1 VwGO auf Verpflichtung des Antragsgegners, von Ab-

schiebungsmaßnahmen bis zur Entscheidung des Bundesamtes für Migration und 

Flüchtlinge (Bundesamt) über die Beachtlichkeit des Antrags (des Antragstellers) auf 

Wiederaufgreifen des Verfahrens hinsichtlich der Feststellung, dass Abschiebungs-

verbote nach § 60 Abs. 2 bis 5 und 7 AufenthG vorliegen, abzusehen (nachfolgend 

1.), und auf Bewilligung der Prozesskostenhilfe für das Eilverfahren unter Beiordnung 

seines Rechtsanwalts (nachfolgend 2.) weiter verfolgt, sind zwar zulässig, aber un-

begründet. 

 

1. Die vom Antragsteller im einstweiligen Rechtsschutzverfahren gegen die ableh-

nende Entscheidung des Verwaltungsgerichts fristgerecht eingelegte Beschwerde ist 

unbegründet, weil der vom Antragsteller gestellte Antrag unzulässig ist, den Antrags-

gegner im Wege einer einstweiligen Anordnung nach § 123 Abs. 1 VwGO zu ver-

pflichten, von Abschiebungsmaßnahmen bis zur Entscheidung des Bundesamtes 

über die Beachtlichkeit des Antrags (des Antragstellers) auf Wiederaufgreifen des 

Verfahrens hinsichtlich der Feststellung, dass Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2 

bis 5 und 7 AufenthG vorliegen, abzusehen. Denn entgegen der Auffassung des An-

tragstellers und auch des Erstgerichts fehlt es dem Antragsteller insoweit am er-

forderlichen Rechtsschutzbedürfnis, weil er sein Rechtsschutzziel nach der Systema-

tik der hierfür maßgeblichen asylverfahrensrechtlichen Bestimmungen vorrangig und 

– auch im konkreten Fall – effektiv durch einen gegen die Bundesrepublik Deutsch-

1 
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land als Rechtsträger des Bundesamtes gerichteten Antrag auf einstweilige Anord-

nung (§ 123 VwGO) zur (vorläufigen) Sicherung seines Begehrens bzw. Anspruchs 

auf Wiederaufgreifen des Verfahrens (s. § 51 VwVfG) bezüglich des von ihm nun-

mehr geltend gemachten Abschiebungsverbots erreichen könnte. Sein wegen eines 

nachträglich aufgetretenen Abschiebungsverbots (und Duldungsgrundes nach § 60a 

Abs. 2 AufenthG) gestellter Antrag nach § 123 Abs. 1 VwGO auf Verpflichtung des 

Antragsgegners (als Rechtsträger der zuständigen Ausländerbehörde) zur vorläufi-

gen Aussetzung der Vollziehung der bereits seit 19. November 2014 bestandskräfti-

gen Abschiebungsanordnung (§ 34a AsylVfG) des Bundesamtes im Bescheid vom 

30. Oktober 2014 ist daher letztlich unnötig und deshalb auch rechtsmissbräuchlich 

(zu diesem allgemeinen Verbot eines Rechtsmissbrauchs als Zulässigkeitsvoraus-

setzung für eine Inanspruchnahme des Gerichts vgl. Rennert in Eyermann, VwGO, 

14. Aufl. 2014, Vor §§ 40-53 Rn. 11). 

 

Nach ständiger Rechtsprechung des Senats hat das Bundesamt beim Erlass einer 

Abschiebungsanordnung nach § 34a Abs. 1 AsylVfG die rechtliche und tatsächliche 

Durchführbarkeit der Abschiebung und damit sowohl zielstaatsbezogene Abschie-

bungshindernisse als auch der Abschiebung entgegenstehende inlandsbezogene 

Vollzugshindernisse zu prüfen, so dass daneben für eine eigene Entscheidungskom-

petenz der Ausländerbehörde zur Erteilung einer Duldung nach § 60a Abs. 2 Auf-

enthG kein Raum verbleibt (BayVGH, B.v. 12.3.2014 – 10 CE 14.427 – juris Rn. 4 

m.w. Rspr-nachweisen; vgl. auch OVG Saarl, B.v. 25.4.2014 – 2 B 215/14 – und 

OVG LSA, B.v. 3.9.2014 – 2 M 68/14 – jeweils juris; BVerfG, B.v. 17.9.2014 – 2 BvR 

732/14 – juris Rn. 11, wonach diese Rechtsprechung „von Verfassung wegen nicht 

zu beanstanden“ ist). Dies gilt nicht nur hinsichtlich bereits bei Erlass der Abschie-

bungsanordnung vorliegender, sondern auch bei nachträglich auftretenden Abschie-

bungshindernissen und Duldungsgründen. Gegebenenfalls hat das Bundesamt die 

Abschiebungsanordnung aufzuheben oder die Ausländerbehörde anzuweisen, von 

deren Vollziehung abzusehen (BayVGH, B.v. 12.3.2014 – 10 CE 14.427 – juris Rn. 

4; BVerfG, B.v. 17.9.2014 – 2 BvR 732/14 – juris Rn. 12). 

 

Ist wie im Fall des Antragstellers die Abschiebungsanordnung, die ein belastender 

Verwaltungsakt im Sinne von § 35 Satz 1 VwVfG ist, bereits unanfechtbar und damit 

bestandskräftig geworden und will der Betroffene eine nachträgliche Veränderung 

der Sachlage (oder Rechtslage) – hier ein krankheitsbedingtes Abschiebungsverbot 

bzw. einen Duldungsgrund – geltend machen, muss er in unmittelbarer Anwendung 

des § 51 Abs. 1 Nr. 1 1. Alt. VwVfG einen Antrag beim Bundesamt auf Wiederauf-

greifen des Verfahrens stellen und im Hauptsacheverfahren gegebenenfalls im Wege 

der Verpflichtungsklage nach § 42 Abs. 1 2. Alt. VwGO eine Sachentscheidung er-
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zwingen (vgl. Pietzsch in BeckOK Ausländerrecht, Stand: 1.1.2015, AsylVfG, § 34a 

Rn. 28; Funke-Kaiser in GK-AsylVfG, Stand: November 2014, II - § 34a Rn. 65; Fal-

kenbach in BeckOK VwVfG, Stand: 1.1.2015, § 51 Rn. 64 f.). Der dem systematisch 

entsprechende statthafte Antrag im einstweiligen Rechtsschutz ist dann aber der An-

trag auf einstweilige Anordnung nach § 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO zur Sicherung des 

geltend gemachten Anspruchs auf Wiederaufgreifen des Verfahrens, mit dem eine 

vorläufige Verhinderung der angeordneten Abschiebung erreicht werden soll, indem 

der Bundesrepublik Deutschland als Rechtsträgerin des Bundesamtes aufgegeben 

wird, der für die Abschiebung zuständigen Ausländerbehörde mitzuteilen, dass vor-

läufig nicht aufgrund der früheren Mitteilung und der bestandskräftigen Ab-

schiebungsanordnung abgeschoben werden darf (vgl. Funke-Kaiser in GK-AsylVfG, 

Stand: November 2014, II - § 34a Rn. 98 und II - § 71 Rn. 313 ff.; VG Düsseldorf, 

B.v. 17.2.2015 – 22 L 378/15.A – juris). Die Ausländerbehörde, die die Abschie-

bungsanordnung des Bundesamtes nach § 34a Abs. 1 AsylVfG durchführt, hat aus 

den oben dargelegten Gründen dagegen grundsätzlich keine eigene Entscheidungs-

kompetenz bezüglich der vorläufigen Aussetzung der Vollziehung wegen eines nach-

träglich geltend gemachten (zielstaatsbezogenen) Abschiebungsverbots (z.B. nach 

§ 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG) oder Duldungsgrundes nach § 60a Abs. 2 AufenthG, 

solange die (bestandskräftige) Abschiebungsanordnung nicht aufgehoben ist (so 

auch VG Düsseldorf a.a.O. Rn. 9 ff.). 

 

Lediglich in extrem zugespitzten Ausnahmefällen, in denen auf dem dargelegten vor-

rangigen Rechtsschutzweg eine vorläufige Aussetzung der Abschiebung für den Be-

troffenen nicht mehr erreichbar ist, etwa weil die begehrte Mitteilung an die Aus-

länderbehörde, dass vorläufig nicht aufgrund der früheren Mitteilung und der be-

standskräftigen Abschiebungsanordnung abgeschoben werden darf, offensichtlich zu 

spät kommen würde, mag es – wovon auch das Verwaltungsgericht ausgegangen ist 

– aus Gründen der Effektivität des Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4 GG) möglich sein, 

im Wege der einstweiligen Anordnung unmittelbar (auch) gegenüber der für den Voll-

zug der Abschiebungsanordnung zuständigen Ausländerbehörde eine vorläufige 

Aussetzung der Abschiebung zu erstreiten (vgl. Funke-Kaiser in GK-AsylVfG, Stand: 

November 2014, II - § 71 Rn. 317 f.). Entgegen der Auffassung des Antragstellers in 

seiner Stellungnahme vom 20. April 2015 und der vom Erstgericht in der angefochte-

nen Entscheidung vertretenen Meinung lag eine solche Ausnahmesituation jedoch in 

der Folge der dem Antragsteller mit Schreiben vom 3. März 2015 mitgeteilten und für 

den 26. März 2015 auf dem Luftweg vorgesehenen Abschiebung nach Italien nicht 

vor. Denn selbst am 19. März 2015, als der Antragsteller nach dem vorangegange-

nen (erfolglosen) Schriftverkehr mit dem Bundesamt und der Ausländerbehörde 

durch seinen Bevollmächtigten beim Bundesamt das Wiederaufgreifen des Verfah-
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rens nach § 51 Abs. 1 VwVfG beantragen, gleichzeitig aber beim Verwaltungsgericht 

den gegen die Ausländerbehörde gerichteten Antrag nach § 123 VwGO auf vorläufi-

ge Aussetzung der Abschiebung stellen ließ, wäre es ihm ohne weiteres möglich und 

auch zumutbar gewesen, um den – wie oben dargelegt – vorrangigen einstweiligen 

Rechtsschutz gegenüber der Bundesrepublik Deutschland als Rechtsträger des 

Bundesamtes zur Sicherung seines Begehrens bzw. Anspruchs auf Wiederaufgreifen 

nachzusuchen. Eine entsprechende gerichtliche Eilentscheidung und Verpflichtung 

zur vorläufigen Verhinderung seiner für den 26. März 2015 vorgesehenen Abschie-

bung wäre in dem verbleibenden Zeitraum durchaus möglich gewesen. Dies gilt im 

Übrigen selbst dann, wenn, wie der Antragsteller behauptet, seitens des Bundesam-

tes bis heute keine Reaktion auf seinen Wiederaufgreifensantrag erfolgt sein sollte.  

 

Auch im nunmehr maßgeblichen Zeitpunkt der Entscheidung des Verwaltungsge-

richtshofs über die Beschwerde ist weder glaubhaft gemacht (§ 123 Abs. 3 VwGO 

i.V.m. § 920 Abs. 2 ZPO) noch sonst ersichtlich, dass der Antragsteller allein mit sei-

nem Antrag auf einstweilige Anordnung gegenüber dem Antragsgegner als Rechts-

träger der für den Vollzug der Abschiebungsanordnung zuständigen Ausländerbe-

hörde effektiv um vorläufigen Rechtsschutz nachsuchen könnte. Dabei kann dahin-

stehen, ob, wie im Zuleitungsschreiben des Verwaltungsgerichts vom 10. April 2015 

ausgeführt, der Antragsteller nach Auskunft der Ausländerbehörde noch nicht abge-

schoben worden ist, weil sein derzeitiger Aufenthaltsort unbekannt (und er möglich-

erweise untergetaucht) ist. Jedenfalls ist der für seine Abschiebung nach Italien vor-

gesehene Termin am 26. März 2013 längst abgelaufen und ein neuer konkreter Ter-

min für seine Abschiebung vom Antragsteller weder geltend noch gar glaubhaft ge-

macht worden. 

 

Ein (denkbarer) Ausnahmefall von der oben dargelegten Rechtsschutzsystematik 

beim Vollzug einer bestandskräftigen Abschiebungsanordnung nach § 34a Abs. 1 

AsylVfG war und ist daher im Fall des Antragstellers gerade nicht gegeben. 

 

Ist somit der vom Antragsteller gestellte Antrag nach § 123 Abs. 1 VwGO mangels 

Rechtsschutzbedürfnis bereits unzulässig, kommt es auf das materiell geltend ge-

machte Vorliegen eines krankheitsbedingten Abschiebungsverbots oder Duldungs-

grundes nicht mehr entscheidungserheblich an. 

 

2. Da die vom Antragsteller mit seinem Antrag nach § 123 Abs. 1 VwGO beabsichtig-

te Rechtsverfolgung aus den oben dargelegten Gründen keine hinreichende Aussicht 

auf Erfolg bietet und deshalb die Voraussetzungen für die Bewilligung der Prozess-

kostenhilfe für das Eilverfahren (Au 6 E 15.379) unter Beiordnung seines Rechtsan-
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walts (§ 166 Abs. 1 Satz 1 VwGO i.V.m. § 114 Abs. 1 Satz 1, § 121 Abs. 2 ZPO) 

nicht gegeben sind, bleibt auch die Beschwerde des Antragstellers gegen die die 

Bewilligung der Prozesskostenhilfe für dieses Eilverfahren ablehnende Entscheidung 

des Verwaltungsgerichts (10 C 15.813) ohne Erfolg. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO.  

 

Die Streitwertfestsetzung für das Beschwerdeverfahren 10 CE 15.810 beruht auf 

§ 63 Abs. 2 Satz 1, § 47 Abs. 1, § 53 Abs. 2 Nr. 1, § 52 Abs. 2 GKG. 

 

Einer Streitwertfestsetzung für das Beschwerdeverfahren 10 C 15.813 bedarf es 

nicht, weil nach Nr. 5502 des Kostenverzeichnisses (Anlage 1 zu § 3 Abs. 2 GKG) 

eine Festgebühr anfällt. 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

 

 

 

Senftl                                                    Eich                                                   Dr. Martini 
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